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Drudksache 2672 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zum Schutze der Jugend 
in der Öffentlichkeit 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zum Schutze der Jugend in der 
Öffentlichkeit vom 4. Dezember 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 936) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 erhalten die Absätze 1 und 2 fol- 
gende neue Fassung: 

„(1) Kind im Sinne dieses Gesetzes ist, 
wer das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet, 
Jugendlicher ist, wer das 14. Lebensjahr 
überschritten, das 18. noch nicht vollendet 
hat. 

(2) Kinder und Jugendliche, die sich an 
Orten aufhalten, an denen ihnen eine sitt- 
lidie Gefahr oder Verwahrlosung droht, 
sind durch die durch Landesrecht bestimm- 
ten Behörden oder Stellen dem Erzie- 
hungsberechtigten und dem Jugendamt zu 
melden.“ 

2. § 3 erhält folgenden neuen Absatz 3: 

„(3) An Kinder dürfen alkoholische Ge- 
tränke auch dann nicht verabreicht werden, 
wenn sie sich in Begleitung eines Erzie- 
hungsberechtigten befinden.“ 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

'a) Absatz 1 erhält folgende neue Fassung: 

„(1) Der Zutritt zu Variete-, Kaba- 
rett- und Kevueveranstaltungen ist 
Kindern und Jugendlichen nicht zu ge- 
statten.“ 


b) Folgende neue Absätze 3 und 4 wer- 
den angefügt: 

„(3) Der Zutritt zu Veranstaltungen, 
die geeignet sind, einen verrohenden 
Einfluß auszuüben, ist Kindern und 
Jugendlichen nicht zu gestatten. 

(4) Der Bundesminister des Innern ist 
ermächtigt, durch Rechtsverordnungen 
mit Zustimmung des Bundesrates Ver- 
anstaltungen nach Absatz 3 näher zu 
bezeichnen.“ 

4. § 6 erhält folgende neue Fassung: 
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(1) Zu öffentlichen Filmveranstaltungen 
sind zugelassen: 

1. Kinder über 6 Jahre, wenn die vorge- 
zeigten Filme zur Verfügung vor Kin- 
dern freigegeben sind und die Vorfüh- 
rung bis spätestens 20 Uhr beendet ist, 

2. Jugendliche, wenn die vorgezeigten 
Filme zur Vorführung vor Jugend- 
lichen freigegeben sind und die Vorfüh- 
rung bis spätestens 23 Uhr beendet ist. 

(2) Das Recht der Freigabe von Filmen 
für Kinder und Jugendliche steht der 
obersten Landesbehörde zu. 

(3) Filme, die die sittliche, geistige oder 
gesundheitliche Entwicklung von Kindern 
und Jugendlichen gefährden, dürfen nicht 
zur Vorführung vor diesen freigegeben 
werden. Das gleiche gilt für Werbung, Vor- 
spann und Beiprogramm. 
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(4) Filme nach Absatz 1 Nr. 1 sind mit 
dem Butdistaben A (6 bis 14 Jahre), Filme 
nach Absatz 1 Nr. 2 sind mit dem Buch- 
staben B (bis 18 Jahre) zu kennzeichnen.“ 

5. § 7 erhält folgende neue Fassung: 
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(1) Der Zutritt zu öffentlichen Spiel- 
hallen oder Räumen, in denen Glückspiele 
veranstaltet werden oder in denen mit me- 
chanischer Vorrichtung ausgestattete Spiel- 
geräte aufgestellt sind, die Teilnahme am 
Glückspiel sowie die Benutzung der mit 
mechanischer V orrichtung ausgestatteten 
Spielgeräte ist Kindern und Jugendlichen 
nicht zu gestatten, 

(2) Ausnahmen für vorübergehende Ver- 
anstaltungen unter freiem Flimmel werden 
durch Landesrecht geregelt.“ 

6. § 9 erhält folgenden neuen Absatz 2: 

„(2) Bei Ankündigung oder Werbung 
sind Filme gemäß § 6 Abs. 4 zu kennzeich- 
nen.“ 

7. § 11 erhält folgende neue Fassung: 
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Erziehungsberechtigte im Sinne dieses Ge- 
setzes sind außer den Eltern, Vormündern 
und Pflegern auch solche Personen, die als 
Lehrer, Erzieher, Lehrmeister, Jugend- 
gruppenleiter oder in einem ähnlichen Ver- 
hältnis den Jugendlichen mit Zustimmung 
seines gesetzlichen Vertreters in ihre Obhut 
genommen haben.“ 


8. Im § 14 werden den Worten „Personen 
über 18 Jahre“ die Worte „Erziehungsbe- 
rechtigte und“ vorangestellt. 

9. a) In § 2 Abs. 1, § 4 Abs. 1 und 2, § 8, 

§ 12 sind vor dem Wort „Jugendlichen“ 
die Worte „Kindern und“ einzufügen. 

b) In § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 2 sind vor dem 
Wort „Jugendliche“ die Worte „Kinder 
und“ einzufügen. 

c) In § 2 Abs. 2 Nr. 3 sind anstelle des 
Wortes „Jugendlicher“ die Worte „von 
Kindern und Jugendlichen“ einzufügen. 

d) In § 14 sind vor den Worten „einen 
Jugendlichen“ die Worte „ein Kind 
oder“ einzufügen. 

Artikel 2 

Die Bundesregierung ist ermächtigt, das Ge- 
setz in der nunmehr geltenden Fassung mit 
neuem Datum bekanntzugeben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin, 
sobald das Land Berlin gemäß Artikel 87 
Abs. 2 seiner Verfassung die Anwendung die- 
ses Gesetzes beschlossen hat. 


Artikel 4 

Dieses Änderungsgesetz tritt drei Monate 
nach seiner Verkündung in Kraft. 
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